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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung II Punkt 17 der öffentlichen Sitzung am 18. Mai 2017

Antrags-Nr. 17-F-21-0044

Ausbau/Ertüchtigung der Videoüberwachung
-Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 25.04.2017-

Zur Verbesserung der Sicherheitssituation und des Sicherheitsgefühls soll der Bereich des Platzes 
der Deutschen Einheit künftig wieder mit Kameras überwacht werden. Im Bereich des 
Hauptbahnhofs soll die bestehende Anlage erneuert werden. Sollte aus polizeifachlicher Sicht die 
Videoüberwachung weiterer Plätze sinnvoll sein, kann im Einzelfall auch an weiteren Orten 
Überwachungstechnik installiert werden.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass der Magistrat für das laufende Jahr 
2017 außerplanmäßig Mittel in Höhe von 800.000 Euro bereitstellt und für die mit Beschluss Nr. 
0081 des Haupt- und Finanzausschusses vom 22.03.2017 beschlossene Modernisierung bzw. 
Reaktivierung der Videoüberwachung am Platz der Deutschen Einheit und im Bereich des 
Hauptbahnhofs verwendet. Für eine Verwendung an weiteren aus polizeifachlicher Sicht sinnvollen 
Plätzen ist gemäß dem oben genannten Beschluss erst dem Haupt- und Finanzausschusses zu 
berichten.

Die Deckung erfolgt aus den zusätzlichen Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs für 2017.

Beschluss Nr. 0172

Der gem. Antrag von SPD, CDU und Bündnis90/Die Grünen vom 25.04.2017 betr.

Ausbau/Ertüchtigung der Videoüberwachung

wird wie folgt angenommen:

1. Für das laufende Jahr 2017 werden außerplanmäßig Mittel in Höhe von 800.000 Euro 
bereitstellt und für die mit Beschluss Nr. 0081 des Haupt- und Finanzausschusses vom 
22.03.2017 beschlossene Modernisierung bzw. Reaktivierung der Videoüberwachung am Platz 
der Deutschen Einheit und im Bereich des Hauptbahnhofs verwendet.

2. Für eine Verwendung an weiteren, aus polizeifachlicher Sicht sinnvollen Plätzen, ist gemäß dem 
oben genannten Beschluss erst dem Haupt- und Finanzausschusses zu berichten.

3. Die Deckung erfolgt aus den zusätzlichen Mitteln des Kommunalen Finanzausgleichs für 2017.
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Dem Magistrat Wiesbaden,     .05.2017
mit der Bitte um weitere Veranlassung im Auftrag

Dr. Heimlich

Der Magistrat Wiesbaden,     .05.2017
-16 - im Auftrag

1. Dezernat VII i. V. m. Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung

2. Abdruck:
Dezernat VI
mit der Bitte um Kenntnisnahme Bock
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